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BUNDESSOZIALGERICHT 

 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

in dem Rechtsstreit 

 
Verkündet am 
25. April 1990 

Az: 5 RJ 12/89  
 
 
 
......................................................, 
 
 
 Klägerin und Revisionsklägerin, 
 
Prozeßbevollmächtigte:  .................................................., 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Landesversicherungsanstalt Hessen, 
Frankfurt/Main, Städelstraße 28, 
 
 Beklagte und Revisionsbeklagte, 
 
beigeladen: 
 
1. ..................................................., 
 
 
2. .................................................... 
 
 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche Verhandlung vom  

25. April 1990 durch den Vorsitzenden Richter   B u r g e r ,   die Richter   B o r g o l t e 

und   B a l z e r   sowie die ehrenamtlichen Richter   N o l l e n   und   B e h r e n s 

für Recht erkannt: 

 

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Hessischen Landessozialgerichts vom 

22. November 1988 wird zurückgewiesen. 

 

Die Beteiligten haben einander außergerichtliche Kosten für das Revisionsverfahren nicht 

zu erstatten. 

 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 - 

 
- 3 - 

 

G r ü n d e : 

 

I 

 

Streitig ist zwischen den Beteiligten, ob die Beklagte den Kinderzuschuß zur Versicherten-

rente des Beigeladenen zu 2) gemäß § 48 des Sozialgesetzbuches - Allgemeiner Teil - 

(SGB I) an die Klägerin auszuzahlen hat. 

 

P.    S.       , geboren am 20. September 1968, ist die Tochter des Beigeladenen zu 2). 

Nachdem für sie zunächst Leistungen in Form einer Eingliederungshilfe nach dem Bun-

dessozialhilfegesetz (BSHG) gewährt worden waren, wurde seit dem 1. Oktober 1977 

diese als Maßnahme der Jugendhilfe nach dem Gesetz für Jugendwohlfahrt (JWG) ge-

währt. P.    S.        befindet sich bei der Klägerin und ihrem Ehemann in Pflege. Der Kreis-

ausschuß des Beigeladenen zu 1) gewährt eine Familienpflegehilfe, die beispielsweise 

laut Bescheid vom 21. Oktober 1987 monatlich 857,00 DM betrug. Darin ist ein Erzie-

hungsbeitrag in Höhe von 150,00 DM enthalten. Zahlungsempfänger ist der Ehemann der 

Klägerin. 

 

Der Beigeladene zu 2) bezieht von der Beklagten seit dem 1. Februar 1976 Versicherten-

rente wegen Erwerbsunfähigkeit mit einem Kinderzuschuß gemäß § 1262 der Reichsver-

sicherungsordnung (RVO), der wegen seiner Tocher Petra gewährt wird. Seit Dezember 

1976 zahlt die Beklagte diesen Kinderzuschuß an den Beigeladenen zu 1) aus. 

 

Einen Antrag der Klägerin vom 13. Februar 1979, den Kinderzuschuß an sie auszuzahlen, 

lehnte die Beklagte mit Bescheid vom 14. Juli 1980 ab. Am 20. Juli 1982 wiederholte die 

Klägerin diesen Antrag, dem die Beklagte jedoch nicht entsprach. Sie wies darauf hin, sie 

zahle den Kinderzuschuß aufgrund der Überleitungsanzeige vom 26. April 1977 an den 

Kreisausschuß des Beigeladenen zu 1), und sie halte sich an diese Überleitungsanzeige 

gebunden. Einen rechtsbehelfsfähigen Bescheid könne sie der Klägerin nicht erteilen. 

 

Das Sozialgericht (SG) hat die von der Klägerin erhobene Klage abgewiesen und das 

Landessozialgericht (LSG) die Berufung der Klägerin zurückgewiesen (Urteile vom 

15. Januar 1986 und 22. November 1988). Das Berufungsgericht hat ausgeführt, eine all-

gemeine Leistungsklage sei hier zulässig, weil die Beklagte es abgelehnt habe, einen Be-

scheid zu erteilen. Unterhalt für P.    S.        gewähre iS des § 48 Abs 1 SGB I der Beige-

ladene zu 1) und nicht die Klägerin. Deshalb könne diese den Kinderzuschuß zur Versi-

chertenrente des Beigeladenen zu 2) nicht beanspruchen. 

 

Die Klägerin hat dieses Urteil mit der vom LSG zugelassenen Revision angefochten. Sie 

trägt vor, die Entscheidung des Berufungsgerichts beruhe auf einer fehlerhaften Ausle-
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gung des § 48 SGB I. Das LSG verkenne, daß die Klägerin und ihr Ehemann P.    S.        

Unterhalt gewährten, obwohl Pflegegeld gezahlt werde. Die Leistungen der Klägerin und 

ihres Ehemannes seien nach den Grundsätzen zu beurteilen, die das Bundessozialgericht 

(BSG) im Urteil vom 31. März 1982 (SozR 1200 § 48 Nr 5) für den Fall aufgezeigt habe, 

daß ein Pflegevertrag geschlossen worden sei. 

 

Die Klägerin beantragt, 

das Urteil des LSG aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, den Kinderzuschuß 

für P.    S.        aus der Versicherung des Beigeladenen zu 2) rückwirkend ab 

1. Dezember 1976 abzüglich eines Betrages in Höhe von monatlich DM 50,00 seit 

dem 1. Oktober 1977 an die Klägerin zu zahlen. 

 

Die Beklagte beantragt, 

die Revision der Klägerin zurückzuweisen. 

 

Sie hält die angefochtene Entscheidung für zutreffend. 

 

Der Beigeladene zu 1) stellt keinen Antrag, sieht jedoch die Revision der Klägerin als un-

begründet an. 

 

Der Beigeladene zu 2) ist im Revisionsverfahren nicht vertreten. 

 

 

II 

 

Die vom LSG zugelassene Revision der Klägerin ist statthaft. Die Revision ist auch form- 

und fristgerecht eingelegt und begründet worden, somit also zulässig. Der Senat hat die 

Voraussetzungen des § 164 Abs 2 Satz 3 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) als noch 

erfüllt angesehen. Nach dieser Vorschrift muß die Revisionsbegründung einen bestimm-

ten Antrag enthalten und die verletzte Rechtsnorm bezeichnen. Diesen Erfordernissen 

wird die Revisionsbegründung hier gerecht. Ein Mangel des Berufungsverfahrens ist von 

der Klägerin nicht gerügt worden. Satz 3 des § 164 Abs 2 SGG umschreibt nicht umfas-

send den notwendigen Inhalt einer Revisionsbegründung. Sie muß auch Darlegungen 

darüber enthalten, aus welchen Gründen und mit welchen Erwägungen die Vorentschei-

dung angegriffen wird und weshalb deren Aussagen als unrichtig angesehen werden (so 

BSG in SozR 1500 § 164 Nr 20 mwN). In der Revisionsbegründung der Klägerin wird 

zwar knapp, aber noch ausreichend zum Ausdruck gebracht, daß entgegen der Auffas-

sung des LSG die vom BSG im Urteil vom 31. März 1982 (SozR 1200 § 48 Nr 5) 

entwickelten Grundsätze hier angewendet werden müßten. Die Revision ist jedoch im Er-

gebnis nicht begründet. 
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Die Klägerin hat eine allgemeine ("reine") Leistungsklage erhoben. Das zeigen die in allen 

drei Instanzen gestellten Sachanträge. Nicht die Aufhebung oder Änderung eines Ver-

waltungsaktes begehrt die Klägerin, sondern die Verurteilung der Beklagten zur Zahlung. 

Diese Leistungsklage hat das LSG als zulässig angesehen, weil die Beklagte es abge-

lehnt habe, einen Bescheid zu erteilen. Dazu beruft sich das LSG auf Entscheidungen des 

BSG vom 25. Oktober 1984 und 17. Dezember 1986 (BSGE 57, 211, 212; 61, 100, 102). 

Darin ist ausgeführt worden, eine reine Leistungsklage nach § 54 Abs 5 SGG auf Aus-

zahlung der vollen Rente sei zulässig, wenn der Versicherungsträger eine Entscheidung 

durch Verwaltungsakt ablehne. Diese Rechtsprechung des BSG zur Zulässigkeit einer 

Leistungsklage kann auf den Rechtsstreit der Klägerin nicht ohne weiteres übertragen 

werden. Während es sich in den Urteilen vom 25. Oktober 1984 und 17. Dezember 1986 

(aaO) um Ansprüche handelte, auf die ein Rechtsanspruch besteht, betrifft § 48 SGB I 

grundsätzlich eine Ermessensentscheidung (so die ständige Rechtsprechung des BSG, 

vgl Urteil vom 28. Juli 1987 in SozR 1200 § 48 Nr 12 mwN). Bei Ermessensansprüchen 

ist aber das Gericht in der Regel nicht befugt, das der Verwaltung eingeräumte Ermessen 

auszuüben und abschließend zu entscheiden. 

 

Im Gegensatz zum LSG, das einen dem Klageverfahren vorausgegangenen Verwal-

tungsakt verneint ist, ist der erkennende Senat der Auffassung, daß die Beklagte im Falle 

der Klägerin einen anfechtbaren Verwaltungsakt erlassen hat. Einen Antrag der Klägerin 

vom 13. Februar 1979 auf Zahlung des Kinderzuschusses an sie hat die Beklagte am 

14. Juli 1980 abgelehnt. Auf den erneuten Antrag der Klägerin vom 20. Juli 1982 antwor-

tete die Beklagte im Schreiben vom 10. Dezember 1982, der Kinderzuschuß werde wei-

terhin an den Beigeladenen zu 1) gezahlt. Im Schreiben der Beklagten an die Bevoll-

mächtigten der Klägerin vom 5. Januar 1983 heißt es dann, an die Überleitungsanzeige 

des Beigeladenen zu 1) sei die Beklagte gebunden. Die Entscheidung des BSG vom 

31. März 1982 (aaO) könne in diesem Fall nicht angewendet werden. Im Schreiben vom 

25. Januar 1983 ist ausgeführt worden, die Beklagte sehe keine Möglichkeit, den ge-

wünschten rechtsbehelfsfähigen Bescheid zu erteilen. Die Klägerin sei an dem Verwal-

tungsverfahren nicht beteiligt, und sie sei auch nicht "Drittbetroffene" iS des § 37 Sozial-

gesetzbuch - Verwaltungsverfahren - (SGB X). Schließlich hat die Beklagte am 7. Februar 

1983 auf den bisherigen Schriftwechsel verwiesen und der Klägerin anheimgestellt, Klage 

zu erheben. 

 

Das LSG hat im Tatbestand des angefochtenen Urteils das Schreiben der Beklagten vom 

14. Juli 1980 als Bescheid qualifiziert. Darin ist den Bevollmächtigten der Klägerin im we-

sentlichen mitgeteilt worden, der Kinderzuschuß zur Rente des Beigeladenen zu 2) werde 

an den Beigeladenen zu 1) gezahlt. Ebenso wie dieses Schreiben als Bescheid anzuse-

hen ist, muß auch in der Ablehnung des Antrags vom 20. Juli 1982 ein Verwaltungsakt iS 

des § 31 Satz 1 SGB X gesehen werden. Das gilt um so mehr, als es sich um eine Bestä-

tigung des Bescheides vom 14. Juli 1980 handelt. So hat das BSG (vgl SozR Nr 94 zu 
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§ 77 SGG) bereits entscheiden, daß der Bescheid, in dem sich eine Verwaltung auf die 

Bindungswirkung früher erlassener Bescheide beruft, ein Verwaltungsakt ist (vgl auch 

Bundesverwaltungsgericht - BVerwG - in Buchholz 310 § 75 Nr 5). 

 

Zwar hat die Beklagte bei der Ablehnung des erneut am 20. Juli 1982 gestellten Antrags 

auf Auszahlung des Kinderzuschusses an die Klägerin keine Begründung für eine Ermes-

sensentscheidung gegeben, wie das § 35 Abs 1 Satz 3 SGB X fordert (vgl Urteil des er-

kennenden Senats in SozR 1300 § 45 Nr 39 sowie BSGE 64, 36, 38 und das zur Veröf-

fentlichung bestimmte Urteil vom 15. Februar 1990 - 7 RAr 28/88 - mwN). Infolge einer 

"Ermessensreduzierung auf Null" war hier aber eine Ermessensentscheidung nicht mög-

lich. Die Entscheidung der Beklagten verdichtete sich zu einer Entscheidung über einen 

Rechtsanspruch; denn der Erstattungsanspruch des Beigeladenen zu 1) war vorrangig 

vor einem etwaigen Anspruch der Klägerin aus § 48 SGB I, den die Beklagte schon aus 

diesem Grunde abzulehnen hatte. Jede andere Entscheidung wäre rechtswidrig gewesen 

(vgl BSG, Urteile vom 28. Juli 1987 aaO und vom 29. Oktober 1987 in SozR 1200 § 48 

Nr 13 mwN). Der Verwaltungsakt der Beklagten ist folglich nicht infolge von Mängeln  bei 

der Ermessensausübung rechtswidrig. 

 

Auch erübrigt sich das für eine Anfechtungsklage gegen eine Ermessensentscheidung 

- wie sie § 48 SGB I normalerweise erfordert - nach § 78 SGG grundsätzlich notwendige 

Vorverfahren. Dieses ist gemäß Abs 2 Satz 1 dieser Vorschrift dann nicht erforderlich, 

wenn die Aufhebung oder Abänderung eines Verwaltungsaktes begehrt wird, der eine 

Leistung betrifft, auf die ein Rechtsanspruch besteht. Wegen der bereits erwähnten 

"Ermessensreduzierung auf Null" bedarf es hier somit ausnahmsweise des Vorverfahrens 

nicht. 

 

Der Beigeladene zu 1) gewährt dem Pflegekind der Klägerin seit 1977 Maßnahmen iS des 

§ 5 Abs 1 Satz 1 Nr 3 JWG nach § 6 Abs 1 JWG. § 5 Abs 1 Satz 1 Nr 3 JWG betrifft die 

Pflege und Erziehung von Kindern im schulpflichtigen Alter außerhalb der Schule. Werden 

Minderjährigen solche Hilfen zur Erziehung gewährt, so gehört hierzu gemäß § 6 Abs 2 

JWG der in einer Familie außerhalb des Elternhauses des Minderjährigen gewährte not-

wendige Lebensunterhalt. Ist eine Maßnahme zur schulischen oder beruflichen Bildung 

einschließlich der Berufsvorbereitung eingeleitet worden, so kann diese Maßnahme über 

den Zeitpunkt des Eintritts der Volljährigkeit hinaus fortgesetzt werden (§§ 5 Abs 1 Nr 7, 6 

Abs 3 Satz 1 JWG). 

 

Die Kosten dieser Erziehungshilfen haben nach § 81 Abs 1 JWG - soweit dem Minderjäh-

rigen und seinen Eltern die Aufbringung der Mittel aus ihren Einkommen und Vermögen 

nicht zuzumuten ist - die Träger der öffentlichen Jugendhilfe zu tragen, die für die Gewäh-

rung der Hilfen für einzelne Minderjährige zuständig sind. Zu Beginn der Maßnahmen in 

den Jahren 1976, 1977 konnte das Jugendamt nicht nach der damals geltenden Vor-
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schrift des § 1531 RVO aF Ersatz seiner Aufwendungen von der Beklagten verlangen. Bei 

der Jugendhilfe handelte es sich nicht um eine Unterstützung eines in § 1531 RVO aF 

genannten Trägers (vgl BSG in SozR 2200 § 183 Nr 7 und § 185b Nr 4). Der Beigeladene 

zu 1) konnte nach § 82 JWG iVm § 90 des BSHG Ansprüche gegen Dritte auf sich über-

leiten und hat von dieser Befugnis mit einer Überleistungsanzeige auch Gebrauch ge-

macht. § 90 BSHG ist durch Art 2 § 14 Nr 8 des Gesetzes vom 4. November 1982 

(BGBl I, 1450) zum SGB X - Zusammenarbeit der Leistungsträger und ihre Beziehungen 

zu Dritten - mit Wirkung ab 1. Juli 1983 geändert worden. Abs 1 Satz 1 des § 90 BSHG 

hat folgende Fassung erhalten: "Hat ein Hilfeempfänger oder haben Personen nach § 28 

für die Zeit, für die Hilfe gewährt wird, einen Anspruch gegen einen anderen, der kein Lei-

stungsträger iS von § 12 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch ist, kann der Träger der 

Sozialhilfe durch schriftliche Anzeige an den anderen bewirken, daß dieser Anspruch bis 

zur Höhe seiner Aufwendungen auf ihn übergeht." Die Vorschrift gilt folglich nicht mehr für 

Ansprüche gegen die Beklagte, da diese Leistungsträger iS des § 12 iVm § 23 Abs 2 Nr 1 

SGB I ist. 

 

Dem Beigeladenen zu 1) steht als Träger der Jugendhilfe nun ein Erstattungsanspruch 

nach § 104 SGB X gegen die Beklagte zu. Diese Vorschrift ist in das SGB X durch Art 1 

des Gesetzes vom 4. November 1982 eingefügt worden, und gemäß Art 2 § 21 dieses 

Gesetzes sind nach dessen Vorschriften bereits begonnene Verfahren zu Ende zu führen. 

Was insoweit zur Ablösung des § 1531 RVO aF durch § 104 SGB X entschieden worden 

ist (vgl BSG in SozR 1300 Art 2 § 21 Nr 1), hat auch hier entsprechend zu gelten. 

 

Der Erstattungsanspruch in § 104 Abs 1 SGB X regelt den Ausgleich zwischen vor- und 

nachrangig verpflichteten Leistungsträgern. An den in Satz 1 vorausgesetzten gleicharti-

gen Leistungen der Träger (vgl BSG Urteil vom 22. September 1988 in BSGE 64, 96, 98 

mwN) fehlt es hier möglicherweise. Die vom Jugendamt des Beigeladenen zu 1) dem 

Pflegekind der Klägerin gewährten Maßnahmen der Jugendhilfe sind von der Rentenge-

währung durch die Beklagte an den Beigeladenen zu 2) zu unterscheiden. Letztlich ist 

diese Frage hier aber nicht entscheidend; denn bei fehlender Gleichartigkeit ist in diesem 

Fall nach § 104 Abs 1 Satz 4 SGB X dessen Satz 1 entsprechend anzuwenden, wenn ua 

von einem Träger der Jugendhilfe Aufwendungsersatz geltend gemacht oder ein Kosten-

beitrag erhoben werden kann. Damit soll eine ungerechtfertigte Bereicherung des Be-

rechtigten - hier des Rentenempfängers - in den Fällen vermieden werden, in denen die 

Träger der Sozialhilfe, Kriegsopferfürsorge und der Jugendhilfe zwar zur Vorausleistung 

verpflichtet oder berechtigt sind, aber vom Leitungsberechtigten wieder Kostenersatz be-

anspruchen können (so BSG Urteil vom 22. September 1988 aaO). 

 

Die nach § 104 SGB X zu erstattenden Leistungen müssen rechtmäßig erbracht worden 

sein, wie der Vergleich mit § 105 SGB X zeigt. Der von der Beklagten dem Beigeladenen 

zu 1) ausgezahlte Kinderzuschuß ist Teil der Versichertenrente des Beigeladenen zu 2), 
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die sich nach § 1262 Abs 1 Satz 1 RVO um diesen Kinderzuschuß erhöht. Allein dessen 

Zweckbindung gestattet es nicht, den Kinderzuschuß an das Jugendamt ohne entspre-

chenden Anspruch gegen den Rentenempfänger auszuzahlen. Als Vater des vom Jugen-

damt betreuten Pflegekindes hat der Beigeladene zu 2) jedoch seiner Tochter nach den 

Vorschriften der §§ 1601 ff des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) Unterhalt zu gewäh-

ren. Die Jugendämter hingegen sind zur Kostentragung nur verpflichtet, soweit den Eltern 

die Aufbringung der Mittel nicht zuzumuten ist (§ 81 Abs 1 JWG). Der Träger der Jugend-

hilfe hat hier rechtmäßig Leistungen erbracht, und der Beigeladene zu 2) ist mindestens 

im Umfang des Kinderzuschusses unterhaltspflichtig. 

 

Nach der bereits erwähnten Entscheidung des 2. Senats des BSG vom 22. September 

1988 (aaO mwN aus der Rechtsprechung des BVerwG) setzt der Erstattungsanspruch 

des Trägers der Jugendhilfe wegen der Gewährung Freiwilliger Erziehungshilfe eine Ent-

scheidung voraus, ob und in welchem Umfang der Vater zu den Kosten dieser Hilfe bei-

zutragen hat. Die Kostenerstattung bei der Freiwilligen Erziehungshilfe (§ 62 JWG) richtet 

sich nach § 85 Abs 1 Satz 2 JWG, der ebenso wie § 81 Abs 1 JWG eine Zumutbarkeits-

regelung enthält. Den Feststellungen des LSG im angefochtenen Urteil ist nicht zu ent-

nehmen, ob der Beigeladene zu 1) im Rahmen einer Kostenfestsetzung darüber ent-

schieden hat, daß und in welchem Umfang vom Beigeladenen zu 2) ein Kostenbeitrag er-

hoben werden soll. Im Unterschied zum Sachverhalt in dem vom 2. Senat am 

22. September 1988 (aaO) entschiedenen Rechtsstreit, in dem Streitgegenstand der vom 

Träger der Jugendhilfe selbst geltend gemachte Erstattungsanspruch gegen einen Träger 

der Unfallversicherung war, gegen den der Leistungsberechtigte und Unterhaltsverpflich-

tete Einwendungen erhoben hatte, wird dieser Erstattungsanspruch hier von der Beklag-

ten laufend befriedigt. Die Frage ist nun, ob auch bei der Prüfung eines mit dem Erstat-

tungsanspruch konkurrierenden Anspruchs aus § 48 SGB I die Kostenfestsetzung gegen-

über dem Beigeladenen zu 2) - dem Rentenbezieher und Vater des Pflegekindes - aus-

drücklich im angefochtenen Urteil festgestellt sein muß. Das hat der erkennende Senat 

verneint. 

 

Nach der Rechtsprechung des BSG sind dem Erstattungsverfahren Entscheidungen, die 

ein Leistungsträger über einen gegen ihn gerichteten Leistungsanspruch getroffen hat, 

grundsätzlich zugrundezulegen. Die Regelung des zuständigen Sozialleistungsträgers ist 

von anderen Trägern zunächst einmal - auch inhaltlich - zu akzeptieren (so BSGE 57, 

146, 149; BSG in SozR 4100 § 105b Nr 6). Das hat hier die Beklagte getan, und Grund zu 

Beanstandungen gab es offenbar nicht. Insbesondere hat der Beigeladene zu 2), dh der-

jenige, gegen den der Kostenfestsetzungsbescheid zu ergehen hätte, keine Einwendun-

gen gegen die Erstattung durch die Beklagte erhoben. Dem Beigeladenen zu 1) steht also 

wegen der als Jugendhilfe erbrachten Leistungen ein Erstattungsanspruch nach § 104 

Abs 1 Satz 4 iVm Satz 1 SGB X gegen die Beklagte zu, gegen die der Beigeladene zu 2) 
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als Berechtigter einen Rentenanspruch hat und hatte. Dieser Erstattungsanspruch geht 

dem Anspruch aus § 48 SGB I hier vor. 

 

In § 106 SGB X ist zwar für das Zusammentreffen mehrerer Erstattungsansprüche eine 

Rangfolge bestimmt worden, nicht aber sind Konkurrenzprobleme zwischen den Erstat-

tungsansprüchen der §§ 102 ff SGB X und anderen Belastungen des Sozialleistungsan-

spruchs, wie etwa dem Anspruch aus § 48 SGB I, geregelt worden. Die Rangfolge in die-

sen Fällen soll sich aus der Funktion der Erstattungsregelungen und der daraus abzulei-

tenden Bewertung der unterschiedlichen Interessen durch den Gesetzgeber ergeben (so 

Hauck/Haines/Schmidt, SGB X/3, Stand 1. Oktober 1986, K § 106 Rz 34). Nach der 

überwiegend in der Literatur vertretenen Ansicht gehen die Erstattungsansprüche aus den 

§§ 102 bis 105 SGB X allen Ansprüchen aus den §§ 43, 48 bis 54 SGB I vor (vgl dazu die 

Übersicht bei Hauck/Haines/Schmidt, aaO, Fußnote 47). Dieser Ansicht schließt sich der 

erkennenden Senat jedenfalls bezüglich des Vorrangs der Ansprüche nach den §§ 102 

bis 105 SGB X vor denen nach § 48 SGB I an. Zweck der zuletzt genannten Vorschrift ist 

es, bei Verletzung der Unterhaltspflicht einen Teil der Geldleistungen, die der Sicherung 

des Lebensunterhalts zu dienen bestimmt sind, den unterhaltsberechtigten Angehörigen 

möglichst schnell und ohne Umweg über Prozeß und Pfändung zukommen zu lassen. In 

dem hier zu entscheidenden Rechtsstreit ist der Unterhalt des Pflegekindes der Klägerin 

durch die Leistungen des Jugendamtes sichergestellt. Aus dem Sinn und Zweck der kon-

kurrierenden Vorschriften der §§ 48 SGB I und 104 SGB X läßt sich hier ein Vorrang der 

sog Abzweigung nach § 48 SGB I nicht herleiten. 

 

Aber selbst wenn man diesen Überlegungen nicht folgt und die Rangfolge der Ansprüche 

stets nach dem Zeitpunkt des Entstehens bestimmt, ist das Begehren der Klägerin nicht 

begründet. Das sogenannte Prioritätsprinzip gilt im Verhältnis von Erstattungsansprüchen 

zu Abtretung und Pfändung. Nach der Rechtsprechung des 1. Senats des BSG in den 

Urteilen vom 14. November 1984 (BSGE 57, 218) und 30. Januar 1985 (SozR 1300 § 104 

Nr 5) schließt § 104 Abs 3 SGB X den Anspruch des Sozialhilfeträgers auf Erstattung er-

brachter Sozialleistungen (§ 104 Abs 1 Sätze 1 und 4 SGB X) gegen den vorrangigen 

Leistungsträger der gesetzlichen Rentenversicherung insoweit aus, als dieser aufgrund 

früher wirksamer Abtretung des Leistungsanspruchs durch den Rentenberechtigten nach 

§ 53 Abs 3 SGB I an einen Dritten zu leisten verpflichtet ist. Grundsätzlich bestimmt sich 

daher die Rangfolge dieser Ansprüche nach der Priorität. Der erkennende Senat hat sich 

dieser Rechtsprechung in dem zur Veröffentlichung bestimmten Urteil vom 7. September 

1989 - 5 RJ 63/88 - angeschlossen. 

 

Überträgt man das Prioritätsprinzip auf die Konkurrenz zwischen den Ansprüchen aus 

§ 104 SGB X und § 48 SGB I, dann geht hier der Anspruch des Beigeladenen zu 1) vor. 

Die Erstattungsansprüche der §§ 102 bis 105 SGB X entstehen, sobald ihre gesetzlichen 

Voraussetzungen erfüllt sind (vgl BSGE 65, 31, 38). Die Beklagte hat bereits aufgrund ei-
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ner Überleitungsanzeige des Beigeladenen zu 1) von der Einführung des Erstattungsan-

spruchs in § 104 SGB X seit Dezember 1976 den streitigen Kinderzuschuß abgeführt. Die 

Abzweigung nach § 48 SGB I ist von der Klägerin erstmalig im Februar 1979 beantragt 

worden. Zwar ist für die Anwendung der zuletzt genannten Vorschrift nicht immer ein An-

trag erforderlich. Ein Tätigwerden des leistungspflichtigen Versicherungsträgers ohne ei-

nen solchen Antrag setzt aber voraus, daß bekannte Tatsachen ein solches Verwaltungs-

handeln aufdrängen (vgl BSGE 53, 260, 268). Hier bestand für die Beklagte angesichts 

der Maßnahmen des Jugendamtes keine Veranlassung, von Amts wegen nach § 48 

SGB I tätig zu werden. 

 

Bei derartigen Ermessensleistungen, wie der Abzweigung von Geldleistungen, ist gemäß 

§ 40 Abs 2 SGB I iVm § 39 SGB X für das Entstehen des Anspruchs die Bekanntgabe der 

Verwaltungsentscheidung maßgebend. Das gilt auch dann, wenn die Ablehnung der Lei-

stung unter jedem denkbaren Gesichtspunkt rechtswidrig wäre, also bei einer 

"Ermessensreduzierung auf Null" (vgl BSG in SozR 1200 § 40 Nr 3). Die erste Entschei-

dung der Beklagten auf den Antrag der Klägerin vom 13. Februar 1979 stammt vom 

14. Juli 1980. Zum Zeitpunkt der Bekanntgabe dieses Verwaltungsaktes waren aber die 

Voraussetzungen des - fortlaufenden - Erstattungsanspruchs des Beigeladenen zu 1) be-

reits erfüllt, so daß diesem Priorität zukommt. Auch unter diesem Gesichtspunkt kann 

dem Begehren der Klägerin daher nicht entsprochen werden. 

 

Dieser Entscheidung des erkennenden Senats, mit der die Revision der Klägerin zurück-

gewiesen wird, steht das Urteil des 4. Senats des BSG vom 31. März 1982 (aaO), auf das 

sich die Klägerin beruft, nicht entgegen. In jenem Rechtsstreit ging es darum, ob Pflege-

eltern, die aufgrund einer Vereinbarung mit einem Jugendamt, einem "Verpflegungsver-

trag", ein Kind betreuen und erziehen, diesem trotz des vom Jugendamt gezahlten 

Pflegegeldes Unterhalt iS des § 48 Abs 1 Satz 2 SGB I gewähren. Über eine Konkurrenz 

zwischen einem - zeitlich früher entstandenen - Erstattungsanspruch nach § 104 SGB X 

und einem Anspruch nach § 48 SGB I auf Abzweigung von Geldleistungen sowie über die 

Rangfolge dieser Ansprüche hat der 4. Senat am 31. März 1982 (aaO) keine Ausfüh-

rungen gemacht, und demzufolge waren diese rechtlichen Gesichtspunkte dort offenbar 

nicht entscheidungserheblich. Gleiches gilt für das Urteil des 10. Senats des BSG vom 

9. Dezember 1987 (BSGE 62, 269, 272). Der erkennende Senat weicht damit nicht von 

der Rechtsprechung des 4.  und des 10. Senats in den erwähnten Urteilen ab. Ob ihr 

zuzustimmen ist oder nicht, kann hier unerörtert bleiben. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 193 SGG. 
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